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Enquetekommission

Pressemitteilung

zur Sitzung am 21.09.2012

Gutachten von Dr. iur. Thorsten Purps

Mit einer „Mahnwache für mehr Gerechtigkeit“  vor dem Landtagsgebäude in Potsdam

werden Mitglieder der „Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum (ARE)“ zusammen mit Betroffenen aus dem „Bund der Neusiedler-Erben (BNE)“ vor der Sitzung der „Enquete-Kommission“ des Brandenburgischen Landtags am 21.September demonstrieren. 

Von den Mitgliedern des Ausschusses,  den Abgeordneten Landtages und der Regierung  werden konkrete Schritte zur Aufklärung der verschiedenen Affären im Zusammenhang mit der Wegnahme von Bodenreform-Grundstücken sowie der  bereits in  verschiedenen Gutachten festgestellten gravierenden Verstöße zu Lasten der früheren Genossenschaftsbauern bei der Regelung  der Vermögensrechte früherer LPG-Mitglieder angemahnt.

 „Zugleich soll er Öffentlichkeit deutlich gemacht werden, dass die klaren Erkenntnisse der Enquete-Kommission“, so der ARE-Chef  Manfred Graf v. Schwerin heute in Potsdam „ rasch zu konkreten Maßnahmen der Wiedergutmachung und der Schadensminderung führen müssen, sei es durch Bereitstellung von Ersatzgrundstücken bei den Neusiedlern oder aber durch angemessene Entschädigung durch die Rechtsnachfolger der früheren LPG  n bei Fällen des Vermögensunrechts.

„ Im Sinne der gesetzlich festgelegten Informationsfreiheit müssen  außerdem sofort alle einschlägigen und wichtigen Unterlagen offen gelegt werden. „Wir wollen z.B. auch wissen“, so der ARE-Bundesvorsitzende, „ welche der in der „Bodenaffäre“ rechtswidrig weggenommenen Grundstücke sich noch im Landesbesitz befinden und wo sie belegen sind“. Was die LPG-Unrechtsfälle angehe, so müsse die  Landesregierung jetzt die ihr von Professor Bayer (Univ. Jena) mitgeteilten Klarnamen der gescheiterten LPG-Umwandlungen bekannt geben. Dies sei eine Verpflichtung von Amts wegen, wenn die Regierung sich nicht der Beihilfe zum Subventionsbetrug schuldig machen wolle. „ Denn die als „gescheitert“ eingestuften LPG-Nachfolger haben  trotzdem inzwischen – und somit vollkommen zu Unrecht - Subventionen auch von der EU jeweils in Millionenhöhe kassiert“ erklärt der ARE-Chef.

Am kommenden Mittwoch, den. 26. September wollen dann  Betroffene der ARE und des BNE in einer  größeren Demonstration vor dem Landtag ihre aufgelisteten  Forderungen  als Konsequenz der Gutachten noch deutlicher machen und vor allem gegen eine Verharmlosung des aus ihrer Sicht so schwerwiegenden fortwirkenden Unrechts  vorgehen. Motto: „Das Recht muss endlich siegen!“
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